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Kleine Anfrage 6399 
 
der Abgeordneten Franziska Müller-Rech   FDP 
 
 
Fortschritt der Prüfung zur möglichen Einrichtung einer Ombudsstelle für Schüler- und 
Elternvertretungen in Nordrhein-Westfalen 
 
 
In der Kleinen Anfrage 4829 (Drucksache 18/11941) habe ich den Bedarf für eine unabhängige 
Ombudsstelle für Schüler- und Elternvertretungen thematisiert. Die demokratische Mitwirkung 
in der Schule ist ein wesentlicher Bestandteil des Bildungssystems in Nordrhein-Westfalen. 
Sowohl Schülervertretungen (SV) als auch Elternvertretungen spielen eine entscheidende 
Rolle, um auf die Interessen der Schülerschaft und der Eltern aufmerksam zu machen und in 
schulischen Entscheidungsprozessen aktiv mitzuwirken. Dennoch gibt es immer wieder 
Berichte, wonach diese Mitwirkungsrechte an manchen Schulen nicht ausreichend beachtet 
würden. Insbesondere Schülervertretungen fühlen sich nicht immer ernst genommen, Eltern 
berichten von mangelnder Transparenz in Entscheidungsprozessen.  
 
Ein mögliches Vorbild zur Problemlösung stellt die Hamburger Ombudsstelle dar, die seit 1999 
als neutrale Vermittlungsinstanz bei Konflikten zwischen Schülervertretungen und Schulen 
fungiert. Sie hat sich dort als wirksames Instrument zur Stärkung demokratischer Mitwirkung 
bewährt. 
 
In ihrer Antwort auf die genannte Anfrage kündigte die Landesregierung an, die Prüfung zur 
Einführung einer solchen Stelle in Nordrhein-Westfalen bis Sommer 2025 abzuschließen.  
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Wurde die angekündigte Prüfung zur Einführung einer Ombudsstelle für Schüler- und 

Elternvertretungen inzwischen abgeschlossen? 
 
2. Falls die Prüfung noch nicht abgeschlossen ist: Wann ist mit einem Abschluss zu 

rechnen? 
 
3. Welche konkreten Ergebnisse liegen der Landesregierung aus der Prüfung bislang vor? 
 
4. Wann hat der angekündigte Austausch mit der Hamburger Ombudsstelle stattgefunden 

bzw. wann ist er geplant? 
 
5. Welche Schlüsse zieht die Landesregierung aus den bisherigen Erkenntnissen 

hinsichtlich der Übertragbarkeit des Hamburger Modells auf Nordrhein-Westfalen? 
 
 
Franziska Müller-Rech 


